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W
enn Michael Weiß in sei-
nem Büro in Heimen-
kirch nahe Lindau aus 
dem Fenster schaut, sieht 
er das Haus seiner Fami-
lie. Sein Großvater hat es 
1908 gebaut. Die Braue-

rei Meckatzer Löwenbräu, die Weiß führt, gehörte 
sogar schon dem Urgroßvater, 1853 hatte der sie 
übernommen. Daran denkt Weiß, so erzählt er es 
später, als er am vergangenen Samstag den Brief  
eines Gastwirts öffnet, der darum bittet, ihm die 
Pacht zu senken, weil er ob der jüngsten Corona-
Beschränkungen der Bundesregierung nicht mehr 
weiterweiß. Der Brauereichef Weiß schaute da auf 
sein Elternhaus und fragte sich: »Opa, was hättest 
du gemacht?«

Meckatzer Löwenbräu ist klassischer Mittelstand. 
25 Millionen Euro Jahresumsatz, 125 Mitarbeiter, 
200.000 Hektoliter Bier pro Jahr. Gut 20 Gastwirt-
schaften verpachtet die Brauerei selbst. Rund ein 
Viertel seines Biers verkauft Weiß an die Gastro-
nomie, und man kann sagen: Es gab schon ein fachere 
Zeiten für den Betrieb am Bodensee. Wenn Gast-
wirte und Hoteliers nun schließen müssen, bekom-
men das auch Bierbrauer wie er zu spüren, ebenso 
wie Winzer und Metzger, die die Gastronomie  
beliefern.

Im November sollen zudem nicht nur Restaurants 
geschlossen bleiben, sondern auch Theater, Konzert-
säle und Fitnessstudios. Hotels dürfen keine Touris-
ten mehr aufnehmen, es gibt keine Messen und 
keinen Vereinssport. Das soll die Corona-Welle 
brechen, hat aber auch einen Preis: Es ist ein neuer 
Härtetest für die deutsche Wirtschaft, die sich gerade 
vom furchtbaren Frühjahr erholte. 

Experten erwarten »ein abruptes Ende der 
Erholung« und mehr Arbeitslose

Nun stehen Teile der Wirtschaft zum zweiten Mal 
still. Diesmal dürften die Verwerfungen gesamtwirt-
schaftlich weniger dramatisch sein als im Frühjahr. 
Doch einige Branchen trifft es hart. Zwar hat die 
Bundesregierung ihnen Entschädigungen verspro-
chen. Doch ob diese wirklich helfen werden, ist noch 
nicht ausgemacht. 

Sicher ist: Die Erschütterungen werden nicht bei 
den Betrieben haltmachen, die jetzt auf behördliche 
Anordnung hin schließen müssen. Das zeigt das Bei-
spiel Meckatzer Löwenbräu. Nach dem ersten Shut-
down – die Brauerei verlor elf Prozent ihres Umsat-
zes – hätten sie und die belieferten Gastwirtschaften 
»gerade wieder etwas Luft geholt«, sagt Peter Weiß. 
Jetzt geht es erneut los. Einen Monat lang wird keine 
Bar, kein Restaurant, kein Lokal mit Stammtisch bei 
ihm Bier bestellen. Daher hat er erst mal die Bier-
fahrer, die die Gasthäuser beliefern, in Kurzarbeit 
geschickt, ebenso die Fass-Abfüller und Monteure. 
Um den ausfallenden Umsatz auszugleichen, kürzt 
Weiß Ausgaben, Posten für Posten. So strich er sei-
nen Werbeetat von rund zwei Millionen Euro um 
ein Drittel und überlegt, ob er die Wartung der Ab-
füllanlage – Kosten 150.000 Euro – aufs nächste Jahr 
verschieben soll. So bekommen weitere Firmen, von 
der Werbeagentur bis zum Wartungstechniker, die 
Schließung der Gastronomie zu spüren. Die Krise 
zieht ihre Kreise. 

Dabei war die deutsche Wirtschaftsleistung jüngst 
wieder in sensationellem Tempo gewachsen, um mehr 
als acht Prozent im dritten Quartal. Doch damit ist 
es vorbei. Ein »abruptes Ende der Erholung« pro-
gnostiziert das Ifo-Institut in München. »Man kann 
damit rechnen, dass die Schließungen das Wachstum 
im vierten Quartal, das nach den letzten Prognosen 
bei über zwei Prozent liegen sollte, auf einen Wert 
nahe null reduzieren«, sagt Ifo-Präsident Clemens 
Fuest. Das hieße Stillstand. Die Deutsche Bank rech-
net sogar mit einem Rückgang der Wirtschaftsleistung 
in den kommenden drei Monaten um 0,5 Prozent. 
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) geht noch weiter. Die Prognose: ein Minus 
von einem Prozent – und zugleich 50.000 Arbeits-
lose mehr sowie 400.000 zusätzliche Kurzarbeiter. 
Der ersehnte v-förmige Verlauf der Wachstumskurve, 
die schnelle wirtschaftliche Erholung nach dem Ein-
bruch also, bekommt wieder einen Knick.

Im Frühjahr, als auch viele Läden und Fabriken 
schlossen, war die Lage allerdings noch dramatischer. 
Die Wirtschaftsleistung schrumpfte nicht um ein, 
sondern um fast zehn Prozent, und die Zahl der Ar-
beitslosen stieg nicht wie jetzt erwartet um 50.000, 
sondern um mehr als 500.000. 

Zu den Bedingungen für einen heute vergleichs-
weise glimpflichen Verlauf gehört allerdings, dass 
der Shutdown tatsächlich zu sinkenden Infektions-
zahlen führt und die Maßnahmen nicht verschärft 
oder verlängert werden müssen. Sonst könnten die 
wirtschaftlichen Kosten »deutlich höher ausfallen«, 
wie das DIW befürchtet.

Außerdem unterstellt dessen Prognose, dass die 
Exportindustrie diesmal weniger hart getroffen wird 
– obwohl sich die Lage bei vielen europäischen Han-
delspartnern schon wieder dramatisch zuspitzt. Und 
sie setzt voraus, dass der Einzelhandel ebenfalls gut 
durch die Krise kommt – obwohl die neue Infektions-
welle viele Konsumenten verunsichern und so vom 
Einkaufen abhalten könnte. »Die Wahrscheinlichkeit, 
dass die Krise jetzt eine stärkere Dynamik bekommt, 
ist hoch«, sagt Ulrich Voigt, Vorstandsvorsitzender der 
Sparkasse Köln-Bonn, der zweitgrößten des Landes.

Selbst die nun einsetzende Rezession light trifft 
manche schon hart. Und wen sie trifft, der sieht 
wenig Trost darin, dass große Teile der Wirtschaft 
erst mal verschont bleiben. Viele der mit den neuer-
lichen Schließungen konfrontierten Unternehmer 
sehen sich ungerecht behandelt. 

»Der Shutdown ist unverhältnismäßig und nicht 
zielführend«, sagt etwa Peer Petersen, ein gelernter 
Koch, der in Hamburg sieben Restaurants und einen 
Weinhandel betreibt. Vor der Pandemie zählte er in 
seinen Betrieben bis zu 60.000 Gäste im Monat. Im 

vergangenen Sommer waren es bei reduziertem Platz 
noch bis zu 40.000, im November werden es wohl 
null sein. »Wir Gastronomen müssen jetzt darunter 
leiden, dass die Behörden bei einigen Clubs und Bars 
in Szenevierteln zu spät reagiert und nicht durchge-
griffen haben«, sagt Petersen. »Das ärgert mich ge-
waltig.« Seine Kellner hätten immer Masken getra-
gen, er habe sich an alle Vorschriften gehalten. Eines 
seiner Restaurants sei allein achtmal kontrolliert 
worden. Als zwei Tische zu nah beieinanderstanden, 
habe er Plexiglaswände installieren lassen.

Der Shutdown im Frühjahr brachte Petersen nach 
eigenen Angaben rund 800.000 Euro Verlust. Er 
entließ 70 seiner 250 Mitarbeiter. »Das ist mir sehr 
schwergefallen«, sagt er. »Auch jetzt wird nicht be-
dacht, was das für mein Personal heißt.« Jeder seiner 
Mitarbeiter habe dieses Jahr bereits zwischen 4500 
und 6000 Euro netto verloren durch das Kurzarbei-
tergeld und das entgangene Trinkgeld. »Das sind die 
Leidtragenden«, sagt Petersen, »wir haben Familien-
väter und alleinerziehende Mütter, die jetzt wieder 
auf ihre privaten Vermieter zugehen und um Miet-

stundungen bitten, das ist unfassbar.« Er bietet seinen 
Mitarbeitern nun verbilligtes Essen zum Mitnehmen 
an, als eine Art Nothilfe.

Die Bundesregierung nimmt bis zu zehn Milliar-
den Euro in die Hand, um die neue Not zu lindern. 
Die Frage ist nur, wie viel von diesem Geld tatsächlich 
bei wem ankommen wird. Den Ankündigungen zu-
folge sollen Betriebe eine Entschädigung in Höhe 
von bis zu 75 Prozent ihres Umsatzes vom November 
2019 erhalten. Das wäre eine beispiellose staatliche 
Unterstützung. Manches Restaurant oder Hotel 
dürfte dadurch mehr Geld übrig haben, als es ohne 
Schließung selbst erwirtschaften könnte, weil die 
Kosten geringer sind ohne Ausgaben etwa für Waren.

Nicht wenige Ökonomen halten diese Unter-
stützung dennoch für gerechtfertigt. Wenn die Pan-
demie eingedämmt werde, profitiere davon die All-
gemeinheit, argumentiert Gabriel Felbermayr, der 
Chef des Instituts für Weltwirtschaft in Kiel, die 
wirtschaftlichen Kosten der Seuchenbekämpfung 
seien aber sehr ungleich verteilt. Deshalb forderte er 
schon im Frühjahr einen »branchenübergreifenden 

Lastenausgleich«. Die jetzt beschlossenen Entschä-
digungen sieht er als Schritt in diese Richtung. Auch 
Ifo-Chef Fuest sagt, in dieser Sondersituation sei es 
wichtig, Solidarität mit den betroffenen Wirtschafts-
zweigen zu zeigen. 

»Für unsere Branche ist die Situation eine abso-
lute Katastrophe«, sagt Dieter Müller, »das geht bei 
vielen ans Limit und überschreitet es sogar.« Müller 
leitet die Hotelkette Motel One, zu der 74 Häuser in 
zehn Ländern gehören, davon 51 in Deutschland. 
Wegen der Corona-Krise habe sein Unternehmen bis 
Oktober 63 Millionen Euro Verlust geschrieben, sagt 
Müller, im gleichen Zeitraum des Vorjahres waren es 
noch 57 Millionen Gewinn. »Wir fahren jetzt wieder 
alles herunter, lassen die Hotels aber offen«, weil so-
wieso immer eine Notfallmannschaft da sein müsse, 
um nach dem Rechten zu sehen. Dann seien wieder 
80 Prozent seiner 1800 Mitarbeiter in Deutschland 
in Kurzarbeit. Es drohen große Verluste wie im Früh-
jahr, damals waren es rund 20 Millionen Euro im 
Monat. Motel One hat nach Angaben des Chefs aus-
reichend Rücklagen, aber das ist eher die Ausnahme. 
»Wir sind fest davon überzeugt, dass es in den nächs-
ten Wochen und Monaten viele Pleiten und Über-
nahmen bei Hotels geben wird«, sagt Moritz Dietl, 
geschäftsführender Partner der auf Hotellerie und 
Gastronomie spezialisierten Unternehmensberatung 
Treugast Solutions Group. Trotz aller Hilfen.

Noch ist unklar, wer überhaupt wie viel Geld er-
warten kann. Denn bislang gibt es keine ausge-
arbeiteten Regeln dafür, nur politische Absichtserklä-
rungen. Und die lassen viele Fragen offen. So sei 
beabsichtigt, die neue »außerordentliche Hilfe« mit 
anderen für den November erhaltenen Leistungen 
wie dem Kurzarbeitergeld oder den Überbrückungs-
hilfen zu verrechnen, erklärte Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier – ohne aber entsprechende 
Detailregeln vorzulegen. Bei Betrieben mit mehr als 
50 Angestellten solle die Erstattung außerdem keines-
wegs 75 Prozent betragen, sie werde stattdessen »nach 
beihilferechtlichen Vorgaben der EU ermittelt« und 
deutlich darunter liegen. Inwieweit auch indirekt von 
den Schließungen betroffene Unternehmen Hilfe 
bekämen, also etwa der Bierbrauer Weiß, werde noch 
»zeitnah geklärt«, versprach der Minister.

Die Unklarheit bei der Ausgestaltung  
der Staatshilfen schmälert ihre Wirkung

Obwohl seit Monaten bekannt ist, dass im schlimms-
ten Fall ein zweiter Shutdown nötig sein könnte, gibt 
es offenbar bis heute keinen ausgereiften Plan dafür. 
Für Unternehmer wie den Hamburger Gastronomen 
Peer Petersen bedeutet das Ungewissheit. Im Sommer 
hatte er drei gute Monate und konnte die Hälfte 
seines Verlusts aus dem Frühjahr aufholen. Bis vor 
Kurzem kalkulierte er für den November noch mit 
einem guten Umsatz. Erst als die Kanzlerin die Men-
schen aufrief, zu Hause zu bleiben und eine Sperr-
stunde um 23 Uhr eingeführt wurde, sind die Gäste 
schlagartig weggeblieben. Würde der Staat ihm jetzt 
75 Prozent vom Umsatz im Vorjahresmonat erstatten, 
»würde der November gar nicht so schlimm aus-
sehen«, erwartet Petersen. »Aber wie es genau mit den 
Hilfen aussieht, wissen wir nicht – wir stehen völlig 
im Unklaren«, sagt er. 

Die Unklarheit bei den Hilfen schmälert ihre 
Wirkung. Sie sollen ja verhindern, dass Unternehmer 
Mitarbeiter entlassen, nicht mehr investieren oder gar 
aufgeben. Doch wenn niemand weiß, womit er rech-
nen kann, nützt das wenig. Die Ungewissheit könnte 
auch ein Grund dafür sein, dass sich manche Unter-
nehmer mit den Schließungen nicht abfinden wollen. 
Anfang der Woche häuften sich bereits die Klagen 
bei Verwaltungsgerichten. Allein in Berlin gingen 
32 Eilanträge gegen die neuen Corona-Beschlüsse 
ein. Mit den ersten Urteilen wird in den nächsten 
Tagen gerechnet. 

Es ist nicht auszuschließen, dass einzelne Klagen 
Erfolg haben werden. Doch dass ohne Schließungen 
die Corona-Kosten geringer würden, glaubt kaum 
ein Experte. »Nichts tun würde bedeuten, dass der 
gesundheitliche und wirtschaftliche Schaden am Ende 
noch viel größer wird«, sagt Ifo-Chef Clemens Fuest. 
Man könne den Shutdown sogar als eine Investition 
betrachten, die größeren Schaden abwenden soll.

Bei Meckatzer Löwenbräu plant Michael Weiß in 
diesem Jahr die größte Investition der Firmen-
geschichte. Für zwölf Millionen Euro baut er einen 
neuen Gär-, Lager- und Hefekeller. Als Weiß mit den 
Herstellern der großen Lagertanks verhandelte, kam 
der erste Shutdown. Weiß bestellte trotzdem. »Weil 
wir sonst an die  Kapazitätsgrenze kommen und unser 
Wachstum behindern«, sagt er. »Es gibt eine Zeit nach 
Corona, und auf die müssen wir uns vorbereiten.«

Siehe auch S. 32: Wie das Finanzministerium  
Krisenpolitik macht

www.zeit.de/vorgelesen!Fo
to

: T
om

as
 E

ng
el

 fü
r 

D
IE

 Z
EI

T

Absturzgefahr, Teil II
Noch bedroht der neuerliche Shutdown die Wirtschaft nur punktuell.  

Das muss nicht so bleiben VON INGO MALCHER, KOLJA RUDZIO UND MARC WIDMANN
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